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Liebe Mandanten,

    mal die Taschenlampe beim Tanz im Sand kreisen lassen, auch wenn es nur drei Grad hat, und die ersten Eiskristalle den Strand weiß färben. Wir wünschen 
Ihnen und Ihren Familien ein freudig frohes Fest, Entspannung ebenso wie Abenteuer, Zeit für die Familie und für sich selbst.
Herzlichst	 Ihr Team Schild u. Partner
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1	 Umsatzsteuervoranmeldungen und 
Lohnsteueranmeldungen müssen 
grundsätzlich bis zum 10. des dem 
Anmeldungszeitraum folgenden Monats 
(auf elektronischem Weg) abgegeben 
werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste 
Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis 
der Zahlung bis zu drei Tagen werden 
keine Säumniszuschläge erhoben. Eine 
Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 
dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

2	 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beach-
ten, dass die Zahlung erst drei Tage nach 
Eingang des Schecks beim Finanzamt 

als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine 
Einzugsermächtigung erteilt werden.

3	 Für den abgelaufenen Monat; bei Vier-
teljahreszahlern für das abgelaufene 
Kalendervierteljahr; bei Jahreszahlern für 
das abgelaufene Kalenderjahr.

4	 Für den abgelaufenen Monat; bei Dau-
erfristverlängerung für den vorletzten 
Monat; bei Vierteljahreszahlern (ohne 
Dauerfristverlängerung) für das abgelau-
fene Kalendervierteljahr.

5	 Die Fälligkeitsregelungen der Sozial-
versicherungsbeiträge sind einheitlich 
auf den drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats vorgezogen worden. 
Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 

empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. 
Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnach-
weise. Diese müssen dann bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
25.1.2016) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Regionale Beson-
derheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. 
zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den 
Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Termine Januar 2016
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig werden:

Ab dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf ent-
fallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnausschüttung 
an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

Steuerart	 Fälligkeit	                            Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
			   Überweisung1	 Scheck2 

Lohnsteuer, Kirchensteuer,	 11.01.2016	 14.01.2016	 8.01.2016
Solidaritätszuschlag3

Kapitalertragssteuer, 
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer4	 11.01.2016	 14.01.2016	 8.01.2016

Sozialversicherung5	 27.01.2016	 entfällt	 entfällt

1	 Umsatzsteuervoranmeldungen und 
Lohnsteueranmeldungen müssen 
grundsätzlich bis zum 10. des dem 
Anmeldungszeitraum folgenden Monats 
(auf elektronischem Weg) abgegeben 
werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste 
Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis 
der Zahlung bis zu drei Tagen werden 
keine Säumniszuschläge erhoben. Eine 
Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 
dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

2	 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beach-
ten, dass die Zahlung erst drei Tage nach 
Eingang des Schecks beim Finanzamt 

als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine 
Einzugsermächtigung erteilt werden.

3	 Für den abgelaufenen Monat.
4	 Für den abgelaufenen Monat, bei Dau-

erfristverlängerung für den vorletzten 
Monat, bei Vierteljahreszahlern mit 
Dauerfristverlängerung für das vorange-
gangene Kalendervierteljahr.

5	 Vgl. Information „Dauerfristverlängerung 
für UmsatzsteuerVorauszahlungen“.

6	 Die Fälligkeitsregelungen der Sozial-
versicherungsbeiträge sind einheitlich 
auf den drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats vorgezogen worden. 
Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. 

Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnach-
weise. Diese müssen dann bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
23.2.2016) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Regionale Beson-
derheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. 
zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den 
Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Termine Februar 2016
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, 
	 zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig werden:

Steuerart	 Fälligkeit	                            Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
			   Überweisung1	 Scheck2 

Lohnsteuer, Kirchensteuer,	 10.2.2016	 15.2.2016	 5.2.2016
Solidaritätszuschlag3

Kapitalertragssteuer, 
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer4	 10.2.2016	 15.2.2016	 5.2.2016

Umsatzsteuer-Sonder-	 10.2.2016	 15.2.2016	 5.2.2016
vorauszahlung5

Gewerbesteuer	 15.2.2016	 18.2.2016	 12.2.2016

Grundsteuer	 15.2.2016	 18.2.2016	 12.2.2016

Sozialversicherung6	 25.2.2016	 entfällt	 entfällt

Ab dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfal-
lende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnausschüttung 
an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.
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Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen
Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner durch eine Mahnung in Verzug setzen. Der 

Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhebung sowie der Mahnbescheid.

Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn
•	 für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist,
•	 die Leistung an ein vorausgehendes Ereignis anknüpft,
•	 der Schuldner die Leistung verweigert,
•	 besondere Gründe den sofortigen Eintritt des Verzugs rechtfertigen.

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung ein; dies gilt gegenüber 
einem Schuldner, der Verbraucher ist, allerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung besonders hingewiesen wurde.

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger den Zugang der Rechnung (nötigenfalls auch den darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der Mahnung beweisen.

Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für das Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für 
Rechtsgeschäfte, an denen Verbraucher nicht beteiligt sind, acht Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um welche die Bezugsgröße 
	 seit der letzten Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste 

Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen Zentralbank vor dem ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahres.

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze ab 1.1.2013:

*Im Geschäftsverkehr, d. h. bei allen Geschäften zwischen Unternehmen, die seit dem 29.7.2014 geschlossen wurden (und 
bei bereits zuvor bestehenden Dauerschuldverhältnissen, wenn die Gegenleistung nach dem 30.6.2016 erbracht wird), gelten 
neue Regelungen.

Die wichtigsten Regelungen im Überblick:
•	 Vertragliche Vereinbarung von ZAHLUNGSFRISTEN ist grundsätzlich nur noch bis maximal 60 Kalendertage (bei öffentli-

chen Stellen als Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich.
•	 Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung.
•	 Erhöhung des VERZUGSZINSSATZES von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz.
•	 Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage nach 

Rechnungszugang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs.
•	 MAHNUNG ist ENTBEHRLICH: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen 

Teil des Vertrags erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für den Zahlungsverzug 
verantwortlich ist.

•	 Einführung eines PAUSCHALEN SCHADENERSATZANSPRUCHS in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und interne 
Kosten des Gläubigers, die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von Verzugszinsen und vom Ersatz 
externer Beitreibungskosten).

•	 ABNAHME- oder ÜBERPRÜFUNGSVERFAHREN hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf grundsätzlich nur noch 
maximal 30 Tage dauern.

Zeitraum	 Basiszinssatz	 Verzugszinssatz	 Verzugszinssatz für Rechtsgeschäfte 	 	
			   ohne Verbraucherbeteiligung

1.1. bis 30.06.2013	 -0,13 %	 4,87 %	 7,87 %

1.7. bis 31.12.2013	 -0,38 %	 4,62 %	 7,62 %

1.1. bis 30.06.2014	 -0,63 %	 4,37 %	 7,37 %

1.7. bis 28.07.2014	 -0,73 %	 4,27 %	 7,27 %

29.7. bis 31.12.2014	 -0,73 %	 4,27 %	 8,27 %

1.1. bis 30.06.2015	 - 0,83 %	 4,17 %	 8,17 %*

1.7. bis 31.12.2015	 - 0,83 %	 4,17 %	 8,17 %*
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[Thema: Einkommensteuer]

Einkommensteuerliche Änderungen für Gewerbetreibende
Der Bundesrat hat am 16.10.2015 dem Steueränderungsgesetz 2015 zugestimmt. Die darin enthaltenen Änderungen 

im Einkommensteuergesetz gelten ab dem 1.1.2016. Hiervon abweichende Zeitpunkte sind nachfolgend ausdrücklich 
erwähnt.

Die wichtigsten Änderungen für Gewerbetreibende im Überblick:
•	 Klarstellung der Besteuerung der privaten Nutzung betrieblicher Elektro- oder Hybridelektrofahrzeuge: Erfolgt die 

Ermittlung des Entnahmewerts nach der Fahrtenbuchmethode, sind die Gesamtkosten hinsichtlich der Absetzung für 
Abnutzung insoweit zu mindern, als das Batteriesystem die Anschaffungskosten/Herstellungskosten erhöht hat.

•	 Rücklagenübertragung nach § 6b EStG: Bislang konnten Gewinne aus der Veräußerung eines Wirtschaftsguts des 
Anlagevermögens nur auf neu angeschaffte oder hergestellte Wirtschaftsgüter im Anlagevermögen einer inländischen 
Betriebsstätte übertragen werden. Das schloss Reinvestitionen in ausländischen Betriebsstätten aus, so dass Veräu-
ßerungsgewinne sofort voll zu versteuern waren. Weil dies nach Ansicht des Gerichtshofs der Europäischen Union 
gegen die europäische Niederlassungsfreiheit verstößt, musste die Vorschrift geändert werden. Daher können zukünf-
tig Gewinne aus der Veräußerung eines Wirtschaftsguts des Anlagevermögens auch in ausländischen Betriebsstätten 
reinvestiert werden. Die Reinvestition beinhaltet das Wahlrecht, den Gewinn sofort zu versteuern, ihn im gleichen Jahr 
auf ein neues Wirtschaftsgut zu übertragen oder eine Rücklage für eine spätere Investition zu bilden. Außerdem kann 
auf Antrag bei einer beabsichtigten Reinvestition des Veräußerungsgewinns im EU-/EWR-Raum die darauf entfallende 
Steuer über einen Zeitraum von fünf Jahren verteilt werden. Diese Änderung gilt rückwirkend in allen offenen Fällen.

•	 Investitionsabzugsbetrag: Für Investitionsabzugsbeträge, die in einem nach dem 31.12.2015 endenden Wirtschaftsjahr 
in Anspruch genommen werden, muss das Wirtschaftsgut nicht mehr seiner Funktion nach benannt und der Nachweis 
für eine Investitionsabsicht nicht mehr geführt werden. Voraussetzung ist stattdessen zukünftig, dass der Unterneh-
mer die Summen der Abzugsbeträge bzw. der hinzugerechneten oder rückgängig gemachten Beträge nach amtlichen 
vorgeschriebenen Datensätzen durch Datenfernübertragung übermittelt.

[Thema: Einkommensteuer]

Einkommensteuerliche Änderungen
Der Bundesrat hat am 16.10.2015 dem Steueränderungsgesetz 2015 zugestimmt. Die darin enthaltenen Änderungen 

im Einkommensteuergesetz gelten ab dem 1.1.2016. Hiervon abweichende Zeitpunkte sind nachfolgend ausdrücklich 
erwähnt.

Die wichtigsten Änderungen für alle Steuerpflichtigen im Überblick:
•	 Der ertragsteuerliche erweiterte Inlandsbegriff wird ausgedehnt, wodurch alle aus dem UN-Seerechtsübereinkommen 

ableitbaren Besteuerungsrechte für Deutschland nutzbar werden. Hiermit werden bisher mögliche steuerliche Vorteile 
ausländischer gegenüber inländischen Steuerzahlern nicht mehr nur für die Winderzeugung aus Offshore-Anlagen, 
sondern auch für andere wirtschaftliche Tätigkeiten, die im Bereich des Festlandssockels und der ausschließlichen 
Wirtschaftszone erfolgen (z. B. die gewerbliche Fischzucht), verhindert.

•	 Unterhaltszahlungen an den geschiedenen oder dauernd getrennt lebenden Ehegatten können mit bis zu 13.805 € 
pro Jahr plus der gezahlten Beiträge für die Basiskranken und Pflegepflichtversicherung des Unterhaltsempfängers als 
Sonderausgaben geltend gemacht werden. Der Unterhaltsempfänger muss die Beträge entsprechend als sonstige Ein-
künfte angeben. Da das nicht immer erfolgt, gibt es eine neue Voraussetzung für den Abzug von Unterhaltszahlungen 
an geschiedene oder dauernd getrennt lebende Ehegatten: Der Unterhaltsempfänger muss dem Unterhaltsleistenden 
seine Identifikationsnummer mitteilen, damit sie in der Einkommensteuererklärung des Unterhaltsleistenden angege-
ben werden kann. Durch diese Änderung soll eine Versteuerung der Zahlungen beim Unterhaltsempfänger als sonstige 
Einkünfte abgesichert werden. Verweigert der Unterhaltsempfänger die Herausgabe dieser Identifikationsnummer, 
kann der Unterhaltsleistende diese beim Bundeszentralamt für Steuern in Erfahrung bringen.

•	 Für Gewinnanteile aus Unterstützungskassen wird das Teileinkünfteverfahren ausgeschlossen. Da für Zuwendungen 
des Trägerunternehmens an eine Unterstützungskasse grundsätzlich ein voller Betriebsausgabenabzug möglich ist, 
kann eine Betriebsvermögensmehrung aus der Beteiligung an der Unterstützungskasse auch nicht nur zu 60 % besteu-
ert werden.
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[Thema: Einkommensteuer]

Einkommensteuerliche Änderungen für Kapitalanleger
Der Bundesrat hat am 16.10.2015 dem Steueränderungsgesetz 2015 zugestimmt. Die darin enthaltenen Änderungen 

im Einkommensteuergesetz gelten ab dem 1.1.2016. Hiervon abweichende Zeitpunkte sind nachfolgend ausdrücklich 
erwähnt.

Die wichtigsten Änderungen für Kapitalanleger im Überblick:
•	 Der Steuerabzug bei Kapitalerträgen hat zukünftig unter Beachtung der im Bundessteuerblatt veröffentlichten Aus-

legungsvorschriften der Finanzverwaltung zu erfolgen. Dementsprechend haben Kreditinstitute beim Steuerabzug 
zukünftig die Rechtsauffassung der Finanzverwaltung anzuwenden. Mit dieser Änderung entzieht der Gesetzgeber 
einem Urteil des Bundesfinanzhofs die Grundlage, nach dem eine Bank bei einem Widerspruch eines Kunden unter 
bestimmten Umständen vom Steuerabzug Abstand nehmen muss.	

•	 Der Anspruch auf Dividendenzahlung wird nach einer Änderung des Aktiengesetzes zukünftig frühestens am dritten 
auf den Hauptversammlungsbeschluss über die Gewinnverwendung folgenden Geschäftstag fällig. Auch eine noch 
spätere Fälligkeit kann durch Beschluss oder Satzung festgelegt werden. Dementsprechend wurde auch das Einkom-
mensteuergesetz geändert, wonach der Tag der Fälligkeit als Zeitpunkt des steuerlich relevanten Zuflusses bestimmt 
wird. Damit soll verhindert werden, dass die Dividendenzahlungen als vor Fälligkeit zugeflossen gelten und die Kapi-
talertragsteuer bereits vor dem Zufluss der Dividenden erhoben wird.

•	 Durch eine Gesetzesänderung wird klargestellt, dass ein Freistellungsauftrag nur bei unbeschränkt steuerpflichti-
gen Gläubigern von Kapitalerträgen zulässig ist. Beschränkt Steuerpflichtigen kann die Einkommensteuer ganz oder 
teilweise erlassen werden, wenn dies im besonderen öffentlichen Interesse liegt. Die hierfür maßgeblichen möglichen 
Gründe sind im Gesetz nunmehr abschließend aufgezählt. Die Klarstellung gilt in allen offenen Fällen.

S
te

u
e

rä
n

d
e

ru
n

g
sg

e
se

tz
 2

0
15

[Thema: Einkommensteuer]

Antragsveranlagung: Keine Wahrung der Antragsfrist allein durch die Übermittlung 
	 der elektronischen Steuererklärung
Besteht das Einkommen eines Steuerbürgers ganz oder teilweise aus Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit, von denen ein 

Lohnsteuerabzug durch den Arbeitgeber vorgenommen worden ist, wird eine Einkommensteuerveranlagung nur in vom Ge-
setz bestimmten Fällen durchgeführt. Ergänzend bestimmt das Einkommensteuergesetz, dass eine Veranlagung dann durch-
geführt wird, wenn sie beantragt wird (Antragsveranlagung). Die Antragsveranlagung dient in erster Linie der Anrechnung der 
Lohnsteuer auf die Einkommensteuer, wenn steuermindernde Tatsachen im Lohnsteuerabzugsverfahren nicht berücksichtigt 
werden konnten. Der Antrag ist durch die fristgerechte Abgabe einer Einkommensteuererklärung zu stellen. Dabei ist unbe-
dingt die Festsetzungsfrist von vier Jahren zu beachten.

Ein Arbeitnehmer gab seine Einkommensteuererklärung für das Jahr 2009 am 22. Dezember 2013, also erst wenige Tage vor 
Ablauf der vierjährigen Festsetzungsverjährungsfrist, ab. Die für die Einkommensteuererklärung relevanten Daten übermittelte 
der Arbeitnehmer im Wege der Datenfernübertragung über das Internet unter Verwendung des Programms „ElsterFormular“. 
Die erforderliche komprimierte Steuererklärung reichte er erst am 27. Februar 2014 beim Finanzamt ein, also nach Ablauf der 
vierjährigen Festsetzungsverjährungsfrist. Das Finanzamt lehnte den Antrag auf Veranlagung zur Einkommensteuererklärung 
wegen des Ablaufs der maßgeblichen Frist ab.

Das Finanzgericht BadenWürttemberg gab dem Finanzamt Recht: Wird eine elektronische Steuererklärung im nicht authentifi-
zierten Verfahren übermittelt, geht sie dem Finanzamt erst zu dem Zeitpunkt zu, zu dem diesem  i. d. R. durch Einreichung 
der komprimierten Steuererklärung  die für den Übermittlungsvorgang vergebene Telenummer bekannt wird. Auch die Wie-
dereinsetzung in den vorigen Stand gewährte das Finanzgericht nicht.

Der Bundesfinanzhof muss sich nun mit dem Fall beschäftigen.

[Thema: Einkommensteuer]

Vorweggenommene Werbungskosten bei Einkünften aus Vermietung und Verpachtung
Aufwendungen können als vorweggenommene Werbungskosten abgezogen werden, wenn ein wirtschaftlicher Zusammenhang 

zwischen den Aufwendungen und der angestrebten Einkunftsart besteht. Fallen solche Aufwendungen mit der beabsichtigten 
Vermietung einer leer stehenden Immobilie an, müssen bestimmte Voraussetzungen erfüllt sein. Dazu gehört, dass der Eigen-
tümer erkennbar beabsichtigt, aus dem Objekt durch Vermietung Einkünfte zu erzielen. Auch jahrelange erfolglose Umbauar-
beiten ändern an dieser Beurteilung nichts, wenn sich der Bauherr nach Kräften bemüht hat, die Arbeiten voranzutreiben.

Ist bei einem solchen Objekt mit mehreren Wohnungen beabsichtigt, eine der Wohnungen selbst zu nutzen, sind die vorab ent-
standenen Werbungskosten um die entsprechende Quote zu kürzen.

(QUELLE: Urteil des Bundesfinanzhofs)
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[Thema: Einkommensteuer]

Vom angestellten Geschäftsführer gezahlte Rechnungen für den Arbeitgeber 
	 können Werbungskosten sein
Aufwendungen eines angestellten Geschäftsführers einer GmbH für ein ausgefallenes Darlehen, für eine Bürgschaft und für 

Lieferantenverbindlichkeiten können auch dann Werbungskosten einer nichtselbständigen Tätigkeit sein, wenn er mit dem 
alleinigen Gesellschafter verwandt ist.

Entscheidend ist die berufliche Veranlassung der Aufwendungen. Um entscheiden zu können, ob die Aufwendungen durch das 
Arbeitsverhältnis, das Gesellschaftsverhältnis oder aus privaten Gründen veranlasst sind, ist danach zu fragen, ob ein fremder, 
nicht beteiligter oder nicht privat verbundener Arbeitnehmer bereit gewesen wäre, den Arbeitgeber entsprechend zu unter-
stützen. Die berufliche Veranlassung kann beispielsweise auch daraus resultieren, dass der Geschäftsführer anderenfalls von 
den Gläubigern der Gesellschaft wegen einer Verletzung der Insolvenzantragspflicht in Haftung genommen werden könnte. 
In einem solchen Fall verdrängt oder überlagert weder ein gesellschaftsrechtliches noch ein privates Näheverhältnis den vor-
handenen beruflichen Veranlassungszusammenhang.

(QUELLE: Urteil des Bundesfinanzhofs)

[Thema: Einkommensteuer]

Für die Berücksichtigung von Unterhaltsaufwendungen keine Kürzung der anrechenbaren 
	 Einkünfte des Empfängers um Pflichtbeiträge zur Renten und Arbeitslosenversicherung
Unterhaltsleistungen für gesetzlich unterhaltsberechtigte Personen sind beim Vorliegen weiterer Voraussetzungen im Jahr 2016 

bis zu einem Betrag von 8.652 € als außergewöhnliche Belastung abzugsfähig. Eigene Einkünfte oder Bezüge der unterhalte-
nen Person von mehr als 624 € mindern den abzugsfähigen Betrag.

Bei der Berechnung der anrechenbaren eigenen Einkünfte und Bezüge des Empfängers sind bei dessen Einkünften aus nicht-
selbständiger Arbeit die Arbeitnehmeranteile zur gesetzlichen Renten-, Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung nicht 
abzugsfähig. Sie gehören im Gegensatz zu den abzugsfähigen Werbungskosten zu den nicht berücksichtigungsfähigen Son-
derausgaben und außergewöhnlichen Belastungen.

(QUELLE: Urteil des Bundesfinanzhofs)

[Thema: Einkommensteuer]

Aufwendungen für Schornsteinfegerleistungen
Der Bundesfinanzhof hatte im Jahr 2014 entschieden, dass die 

Dichtheitsprüfung der Abwasserleitung der Überprüfung der 
Funktionsfähigkeit einer Hausanlage dient und somit als 
vorbeugende Erhaltungsmaßnahme zu beurteilen ist. Die 
regelmäßige 
Überprüfung 
von Geräten 
und Anlagen 
auf deren 
Funktionsfä-
higkeit sichert 
die nachhaltige 
Nutzbarkeit, 
dient der Vor-
beugung von 
Schäden und 
gehört damit 
zu den Instand-
haltungen.

Das Bundesminis-
terium der Fi-
nanzen hat sich 

dem angeschlossen und in allen noch offenen Fällen keine 
Bedenken, bei Schornsteinfegerleistungen die Inanspruch-
nahme einer Steuerermäßigung zu gewähren. Dies gilt 
sowohl für Aufwendungen für Mess- oder Überprüfarbeiten 

einschließlich der 
Feuerstätten-
schau als auch für 
Aufwendungen 
für Reinigungs- 
und Kehrarbeiten 
sowie sonstige 
Handwerkerleis-
tungen.
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[Thema: Körperschaftsteuer]

Änderungen für Kapitalgesellschaften
Der Bundesrat hat am 16.10.2015 dem Steueränderungsgesetz 2015 zugestimmt. Die darin enthaltenen Änderungen im 

Einkommen- und im Körperschaftsteuergesetz gelten ab dem 1.1.2016. Hiervon abweichende Zeitpunkte sind nachfol-
gend ausdrücklich erwähnt.

Die wichtigsten Änderungen im Überblick:
•	 Analog zur Änderung bei der Einkommensteuer wird auch für die Körperschaftsteuer der ertragsteuerliche Inlandsbe-

griff erweitert. Dadurch werden die Besteuerungsrechte Deutschlands auf alle nach dem UN-Seerechtsübereinkommen 
zustehende Hoheitsbereiche ausgedehnt. Dies betrifft neben der Energieerzeugung auch alle anderen wirtschaftlichen 
Tätigkeiten im Bereich des Festlandsockels und der ausschließlichen Wirtschaftszone.

•	 Seit 2010 liegt kein schädlicher Beteiligungserwerb vor, wenn an dem übertragenden und an dem übernehmenden 
Rechtsträger dieselbe Person zu jeweils 100 % mittelbar oder unmittelbar beteiligt ist. Das bedeutet, dass Verlust-
vorträge bei bestimmten konzerninternen Umstrukturierungsmaßnahmen erhalten bleiben (Konzernklausel). Über-
tragungen durch die Konzernspitze selbst sind aber bisher von der Konzernklausel ausgeschlossen. Des Weiteren 
gelten Personengesellschaften nicht als „dieselbe Person“. Das ändert sich durch das Steueränderungsgesetz 2015. 
Die Konzernklausel wird auf Fallkonstellationen erweitert, in denen die Konzernspitze Erwerber oder Veräußerer ist. 
Es werden zudem generell neben einer natürlichen oder juristischen Person auch Personenhandelsgesellschaften, also 
OHG, KG oder vergleichbare ausländische Personenhandelsgesellschaften, als Konzernspitze zugelassen. Dabei müssen 
sich die Anteile am Veräußerer oder am Erwerber oder am übertragenden und übernehmenden Rechtsträger jeweils zu 
100 % im Gesamthandsvermögen der Personenhandelsgesellschaft befinden. Diese Änderung gilt rückwirkend für alle 
Beteiligungserwerbe nach dem 31.12.2009.

•	 Mutter-Tochter-Richtlinie: Grundsätzlich sind Dividenden, die eine inländische Tochter an ihre EU-Muttergesellschaft 
zahlt, an der Quelle vom Kapitalertragsteuerabzug zu befreien. Voraussetzung ist eine Mindestbeteiligungsquote 
der Muttergesellschaft an der deutschen Tochter in Höhe von 10 %. Die Kapitalertragsteuerbefreiung gilt auch für 
Gewinnausschüttungen, die einer in einem anderen EU-Land belegenen Betriebsstätte der ausländischen Muttergesell-
schaft zufließen. Sowie für solche, die einer in einem EU-Staat belegenen Betriebsstätte einer deutschen Muttergesell-
schaft zufließen. Der Freistellungsantrag ist durch die Muttergesellschaft zu stellen. Die ausschüttende Tochtergesell-
schaft muss eine unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalgesellschaft sein, die in Anlage 2 zu § 43b EStG aufgeführt ist. 
Ebenso muss die ausländische Muttergesellschaft die in Anlage 2 aufgeführte Rechtsform aufweisen, im EU-Ausland 
ansässig sein und dort einer der in Anlage 2 Nr. 3 aufgeführten vergleichbaren Körperschaftsteuer unterliegen. In 
dieser Anlage wurden nun durch das Steueränderungsgesetz 2015 weitere polnische und rumänische Gesellschaften 
aufgenommen.

Der Bundesrat hat am 16.10.2015 dem 
Steueränderungsgesetz 2015 zu-
gestimmt. Die darin enthaltene Er-
weiterung der gewerbesteuerlichen 
Besteuerungsrechte Deutschlands 
auf alle wirtschaftlichen Tätigkeiten 
im Bereich des Festlandsockels und 
der ausschließlichen Wirtschafts-
zone gilt ab dem 1.1.2016. Damit 
können auch Steuerausländer, die 
in diesem erweiterten Inlandsgebiet 
tätig sind, ertragsteuerlich erfasst 
werden.
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Gewerbesteuerliche Änderung
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[Thema: Umsatzsteuer]

Umsatzsteuerliche Änderungen
Der Bundesrat hat am 16.10.2015 dem Steueränderungsgesetz 2015 zugestimmt. Die darin enthaltenen Änderungen sind 

grundsätzlich am 6.11.2015 (dem Tag nach der Verkündung des Gesetzes im Bundesgesetzblatt) in Kraft getreten. 
Hiervon abweichende Zeitpunkte sind nachfolgend ausdrücklich erwähnt.

Die wichtigsten Änderungen im Überblick:
•	 Der Bundesfinanzhof hatte entschieden, dass eine wegen unrichtigen Steuerausweises geschuldete Steuer nicht vor 

Ablauf des Voranmeldungszeitraums entstehen kann, in dem die Rechnung mit dem unrichtigen Steuerausweis erteilt 
worden ist. Hat der Unternehmer in einer Rechnung einen höheren Steuerbetrag gesondert ausgewiesen, als er für den 
Umsatz schuldet, schuldet er auch den Mehrbetrag. Nach derzeitiger Rechtslage entsteht die Steuer in diesen Fällen 
mit Ablauf des Voranmeldungszeitraums, in dem die Steuer für die Lieferung oder sonstige Leistung entsteht, spätes-
tens jedoch im Zeitpunkt der Ausgabe der Rechnung. Dies führt in Fällen späterer Rechnungserteilung (z. B. Nachbe-
rechnungsfälle) dazu, dass der Unternehmer die Steuer rückwirkend schuldet. Durch die nun vorgesehene Anpassung 
werden solche Rückwirkungsfälle vermieden: Die Steuer entsteht im Zeitpunkt der Ausgabe der Rechnung. Das gilt 
auch für den unberechtigten Steuerausweis.

•	 Auch wenn nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs Betriebsvorrichtungen keine Bauwerke sind, soll es bei der 
Verlagerung der Steuerschuld auf den Leistungsempfänger bleiben. Damit soll eine Vielzahl von in der Praxis nicht 
handhabbaren Abgrenzungsproblemen zwischen Bauwerk und Betriebsvorrichtung vermieden werden. Die Finanzver-
waltung hatte bestimmte Leistungsbezüge für den hoheitlichen Bereich vom Reverse-Charge-Verfahren ausgenommen, 
allerdings nur in einer Verwaltungsanweisung. Um unversteuerte Umsätze zu verhindern, werden diese Ausnahmen 
von der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers nun in das UStG aufgenommen. Betroffen sind neben Bau-
leistungen, Strom- und Gaslieferungen, Gebäudereinigungsleistungen, Goldlieferungen, Lieferungen von Gegenstän-
den der Anlage 3 zum UStG (Altmetalle, Schrott), Lieferungen von Mobilfunkgeräten, Tablet-Computern, Spielekonso-
len, integrierten Schaltkreisen und Metallen der Anlage 4 zum UStG.

•	 Ferner wird die Unternehmereigenschaft juristischer Personen des öffentlichen Rechts (jPdöR) weitgehend neu gere-
gelt. Tätigkeiten einer jPdöR, die im Rahmen der öffentlichen Gewalt erfolgen, werden nicht unternehmerisch aus-
geübt, so dass sie nicht der Umsatzsteuer unterliegen. Wird eine jPdöR wie eine Privatperson tätig, ist sie mit dieser 
Tätigkeit umsatzsteuerpflichtig. Um hoheitliche, nicht umsatzsteuerbare Leistungen zu erbringen, muss die jPdöR 
im Rahmen einer öffentlichrechtlichen Sonderregelung tätig werden. Solche öffentlich-rechtlichen Sonderregelungen 
sind beispielsweise Gesetze, Staatsverträge oder besondere kirchenrechtliche Regelungen. Die Nichtbesteuerung endet 
zudem dort, wo es zu größeren Wettbewerbsverzerrungen kommen würde. Wettbewerbsverzerrungen werden verneint, 
wenn der voraussichtliche Jahresumsatz der jPdöR aus gleichartigen Tätigkeiten 17.500 € nicht übersteigt. Oder, wenn 
vergleichbare Leistungen privater Anbieter umsatzsteuerfrei sind. Nicht unter die Umsatzsteuer fällt zudem die inter-
kommunale Zusammenarbeit öffentlicher Einrichtungen bei hoheitlichen Tätigkeiten. Angesichts der teils erheblichen 
Auswirkungen wird eine 5jährige Übergangsregelung geschaffen, innerhalb der sich die jPdöR entsprechend aufstellen 
und erklären können.

•	 Eine weitere Umsatzsteuerfreiheit betrifft eine sozialrechtliche Ergänzung: Neben niedrigschwelligen Betreuungsleis-
tungen (stundenweise Betreuung und Beaufsichtigung durch Ehrenamtliche) sind künftig auch niedrigschwellige Ent-
lastungsleistungen umsatzsteuerfrei. Die Entlastungsleistungen treten neben die Betreuungsleistungen und betreffen 
insbesondere die

		  •	 hauswirtschaftliche Versorgung,
		  •	 Unterstützung bei der Bewältigung allgemeiner oder pflegebedingter Anforderungen des Alltags oder
		  •	 Unterstützung bei der eigenverantwortlichen Organisation individuell benötigter Hilfeleistungen.

Sie dienen der Deckung des Bedarfs hilfsbedürftiger Personen an Unterstützung im Alltag und tragen auch dazu bei, 
Angehörige und vergleichbar Nahestehende in ihrer Eigenschaft als Pflegende zu entlasten. Die Entlastungsleistungen 
müssen von Einrichtungen erbracht werden, die landesrechtlich anerkannt sind.
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[Thema: Umsatzsteuer]

Rückwirkende Änderung der umsatzsteuerlichen Bemessungsgrundlage für die private Nutzung 
eines im Übrigen unternehmerisch genutzten Gebäudes nicht zu beanstanden

Ein Unternehmer kann ein Grundstück, das er teils unterneh-
merisch, teils nichtunternehmerisch (regelmäßig zu eige-
nen Wohnzwecken) nutzt, 
insgesamt dem Unterneh-
mensvermögen zuordnen. Für 
vor dem 1.1.2011 hergestellte 
oder angeschaffte Gebäude 
kann er die für die Anschaf-
fung bzw. Herstellung in 
Rechnung gestellte Umsatz-
steuer in voller Höhe als Vor-
steuer abziehen. Gleichzeitig 
muss er die private Nutzung 
der Umsatzsteuer unterwerfen 
(sog. Seeling-Modell).

Bemessungsgrundlage für die 
Umsatzsteuer waren bis zum 
30.6.2004 die bei Ausführung der Umsätze entstandenen 
Kosten. Hierzu gehörten auch die Absetzungen für Abnut-
zung in Höhe von 2 % jährlich. Mit Wirkung ab 1.7.2004 

sind die Ausgaben Bemessungsgrundlage. Anschaffungs- 
und Herstellungskosten sind auf zehn Jahre (und nicht 

mehr 50 Jahre) zu verteilen, 
sodass sich die Umsatzsteuer er-
heblich erhöht. Die Neuregelung 
erfolgte durch ein im Dezember 
2004 erlassenes Gesetz.
Die rückwirkende Erhöhung der 
Bemessungsgrundlage ist nach 
Auffassung des Bundesfinanz-
hofs verfassungsrechtlich nicht 
zu beanstanden. Ein Unterneh-
mer konnte spätestens ab April 
2004 nicht mehr darauf vertrau-
en, dass die Anschaffungs- bzw. 
Herstellungskosten nur mit 2 % 
in die umsatzsteuerliche Be-

messungsgrundlage einfließen. Unionsrechtliche Bedenken 
gegen die neue Bemessungsgrundlage bestehen ebenfalls 
nicht.

[Thema: Umsatzsteuer]

Dauerfristverlängerung für Umsatzsteuer 2016 beantragen
Auf Grund der Verpflichtung, die Anmeldungen elektronisch zu übertragen, bietet sich ein Antrag auf Fristverlängerung ab 

2016 auch für diejenigen an, die ihre Voranmeldungen bisher monatlich oder vierteljährlich abgegeben haben.

Voranmeldungszeitraum für die Umsatzsteuer ist
		  •	 das Kalendervierteljahr,
		  •	 der Kalendermonat, 
			   wenn die Steuer (Summe der Vorauszahlungen) des Jahres 2015 mehr als 7.500 € betragen hat.

Hat die Steuer im Vorjahr nicht mehr als 1.000 € betragen, kann das Finanzamt den Unternehmer von der Abgabe von Voran-
meldungen und von der Entrichtung von Vorauszahlungen befreien.

Wenn sich im Jahr 2015 ein Vorsteuer-Überschuss von mehr als 7.500 € ergeben hat, kann durch Abgabe der Voranmeldung 
Januar 2016 oder eines Antrags auf Dauerfristverlängerung für 2016 bis zum 10.2.2016 der monatliche Voranmeldungszeit-
raum beibehalten werden.

Unternehmer, die ihre Umsatzsteuervoranmeldungen monatlich abgeben, können Fristverlängerung für 2016 in Anspruch neh-
men, wenn sie bis zum 10.2.2016 einen Antrag beim Finanzamt stellen. Voranmeldungen und Vorauszahlungen sind dann 
jeweils einen Monat später fällig.

Die Fristverlängerung ist davon abhängig, dass eine Sondervorauszahlung in Höhe eines Elftels der Summe der Vorauszahlungen 
für 2015 angemeldet und bis zum 10.2.2016 geleistet wird. Diese Sondervorauszahlung wird auf die am 10.2.2017 fällige 
Vorauszahlung für Dezember 2016 angerechnet.

Dies hat zur Folge, dass die o. a. Anmeldungen ab dem Voranmeldungszeitraum Januar 2016 grundsätzlich bis zum 10. des 
dem Anmeldungszeitpunkt folgenden Monats abgegeben werden müssen. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder 
Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag.

Vierteljahreszahler müssen keine Sondervorauszahlung entrichten. Für sie gilt die für ein Kalenderjahr genehmigte Fristverlänge-
rung auch für die folgenden Kalenderjahre weiter, wenn sich die Verhältnisse nicht geändert haben. Ein erstmaliger Antrag ist 
in diesen Fällen bis zum 11.4.2016 zu stellen.

Zu beachten ist, dass ein einmal gestellter und genehmigter Antrag so lange gilt, bis der Unternehmer den Antrag zurücknimmt 
oder das Finanzamt die Fristverlängerung widerruft.

Für Unternehmer, die ihre berufliche oder gewerbliche Tätigkeit neu begründen, ist im Jahr der Aufnahme der Tätigkeit und im 
folgenden Jahr grundsätzlich der Kalendermonat Voranmeldungszeitraum.
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[Thema: Grunderwerbsteuer]

Grunderwerbsteuerliche Änderungen
Der Bundesrat hat am 16.10.2015 dem Steueränderungsgesetz 2015 zugestimmt. Die darin enthaltenen Änderungen sind 

grundsätzlich am 6.11.2015 (dem Tag nach der Verkündung des Gesetzes im Bundesgesetzblatt) in Kraft getreten. 
Hiervon abweichende Zeitpunkte sind nachfolgend ausdrücklich erwähnt.

Die wichtigsten Änderungen im Überblick:
•	 Die bisherige Verwaltungspraxis der Beurteilung einer mittelbaren Änderung des Gesellschafterbestands wird gesetz-

lich verankert. Bislang bestand keine ausdrückliche gesetzliche Regelung hinsichtlich des für die Tatbestandserfüllung 
notwendigen Umfangs einer mittelbaren Änderung der Beteiligungsverhältnisse. Künftig wird die Höhe der mittelba-
ren Änderung im Gesellschafterbestand einer Personengesellschaft abhängig von der Rechtsform der die Beteiligung 
vermittelnden Gesellschaften ermittelt. Bei mittelbaren Beteiligungen über eine Personengesellschaft ist daher auf die 
jeweilige Beteiligung am Gesellschaftsvermögen abzustellen und dementsprechend durchzurechnen. Bei der Beteili-
gung einer Kapitalgesellschaft liegt eine mittelbare Änderung des Gesellschafterbestands der grundstücksbesitzenden 
Personengesellschaft dann vor, wenn sich die Beteiligungsverhältnisse an der Kapitalgesellschaft unmittelbar oder 
mittelbar um mindestens 95 % ändern. Gehen also bei einer Kapitalgesellschaft mindestens 95 % der Anteile auf neue 
Anteilseigner über, ist die Beteiligung der Kapitalgesellschaft an der grundstücksbesitzenden Personengesellschaft in 
voller Höhe bei der Ermittlung des Prozentsatzes zu berücksichtigen. Bei mehrstufigen Beteiligungen von Kapitalge-
sellschaften ist für jede Beteiligungsstufe gesondert zu prüfen, ob die 95 %Grenze erreicht ist. Ist die Grenze erreicht, 
ist die mittelbare Beteiligung in voller Höhe zu berücksichtigen.

In der Regel wird die Grunderwerbsteuer nach der Gegenleistung, z. B. dem Kaufpreis bemessen. Ist keine Gegenleistung 
vorhanden, wird eine Ersatzbemessungsgrundlage herangezogen. Deren Wertansätze lagen meist gravierend unter dem 
gemeinen Wert eines Grundstücks. Das Bundesverfassungsgericht hat diese grunderwerbsteuerliche Ersatzbemessungs-
grundlage als verfassungswidrig eingestuft. Deshalb wird sie künftig nach den Vorschriften über die Grundbesitzbe-
wertung ermittelt. Entsprechend der Vorgabe des BVerfG ist diese Änderung rückwirkend für alle Erwerbsvorgänge 
nach dem 31.12.2008 anzuwenden. Hiervon ausgenommen sind die Fälle, in denen durch die Neuregelung eine 
unzulässige Änderung zu Ungunsten des Steuerzahlers eintreten würde. Daher dürfte die rückwirkende Anwendung 
nur möglich sein, wenn:

		  •	 noch überhaupt keine Steuer festgesetzt wurde,
		  •	 gegen eine Steuerfestsetzung Einspruch eingelegt wurde; dann kann der Einspruch aber zur 
			   Verhinderung einer Verböserung zurückgenommen werden, oder
		  •	 gegen eine Steuerfestsetzung bereits geklagt wurde. Auch dann ist eine Verböserung nicht möglich, 
			   es sei denn, weitere Änderungen würden zu einer niedrigeren Steuer führen. Dann kann saldiert werden.
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[Thema: Arbeitsrecht]

Anrechnung eines monatlich gezahlten Weihnachts- und Urlaubsgelds auf den Mindestlohn
Sonderzahlungen 

wie Weihnachts- 
und Urlaubsgeld, 
die monatlich 
und unwiderruf-
lich ausgezahlt 
werden, können 
als Bestandteil 
des Mindestlohns 
gewertet werden. 
So entschied das 
Arbeitsgericht 
Herne im Fall 
einer Restaurant-
Servicekraft, der 
Weihnachts- und 
Urlaubsgeld in 12 

gleichen Monatsbe-
trägen ausgezahlt 
wurde. Nach Auffas-
sung des Gerichts 
ergab sich die Unwi-
derruflichkeit der 
Sonderzahlungen 
bereits daraus, dass 
der Arbeitgeber nur 
mit dieser Zahlung 
den Mindestlohnan-
spruch erfüllte.

Steuerberatungsgesellschaft mbH u. Co. KG
MandantenBrief_01

Januar_2016

S
e

ite
_1

0

zu
rü

c
k_

IN
H

A
LT



[Thema: Verfahrensrecht]

Korrektur eines Gewinnfeststellungsbescheids bei nachträglichem Bekanntwerden 
	 einer Betriebsaufspaltung
Eine Betriebsaufspaltung liegt vor, wenn – neben weiteren Voraussetzungen – einem Betriebsunternehmen wesentliche Grund-

lagen für seinen Betrieb von einem Besitzunternehmen überlassen werden. Werden dem Finanzamt erst nach einer erfolgten 
Gewinnfeststellung in einer nachfolgenden Außenprüfung der Abschluss eines Mietvertrags zwischen Besitz- und Betriebs-
unternehmen und die weiteren Voraussetzungen einer Betriebsaufspaltung bekannt, ist der Feststellungsbescheid wegen 
nachträglich bekannt gewordenen Tatsachen aufzuheben oder zu ändern.

(QUELLE: Urteil des Bundesfinanzhofs)

[Thema: Verfahrensrecht]

Darlehensverlust eines ausgeschiedenen GmbH-Gesellschafters kann nachträglich 
	 zu einem Veräußerungsverlust führen
Die alleinige Gesellschafterin einer GmbH veräußerte 2003 ihren Geschäftsanteil zum Anschaffungspreis, sodass sich kein 

Veräußerungsgewinn ergab. In der Steuererklärung gab sie diesen Sachverhalt mangels steuerlicher Auswirkung nicht an. 
Sie hatte der GmbH schon vor Anteilsveräußerung ein kapitalersetzendes Darlehen gewährt, das durch die Eintragung einer 
nachrangigen Grundschuld auf einem GmbH-Grundstück abgesichert war und auch nach dem Anteilsverkauf bestand. 2008 
fiel dieses Darlehen aufgrund der Insolvenz der GmbH endgültig aus, weil der Zwangsversteigerungserlös des Grundstücks 
aufgrund der nachrangigen Grundschuld nicht ausreichend war. Die Gesellschafterin meinte, der Darlehensverlust gehöre zu 
den Anschaffungskosten der GmbH-Beteiligung und führe somit nachträglich zu einem Veräußerungsverlust. Der bestands-
kräftige Einkommensteuerbescheid 2003 müsse deshalb rückwirkend geändert werden. Das Finanzamt lehnte dies ab, weil die 
Anteilsveräußerung ursprünglich nicht erklärt worden war.

Der Bundesfinanzhof entschied aber zugunsten der Gesellschafterin, weil der Änderung eines bestandskräftigen Steuerbescheids 
nicht entgegensteht, dass der entsprechende Sachverhalt dort nicht berücksichtigt war.

[Thema: Wirtschaftsrecht]

Änderungen bei Einbringungen
Der Bundesrat hat am 16.10.2015 dem Steueränderungsgesetz 2015 zugestimmt. Die darin enthaltenen Änderungen sind 

grundsätzlich am 6.11.2015 (dem Tag nach der Verkündung des Gesetzes im Bundesgesetzblatt) in Kraft getreten. 
Hiervon abweichende Zeitpunkte sind nachfolgend ausdrücklich erwähnt.

Die wichtigsten Änderungen im Überblick:
Die Länder hatten gefordert, Lücken im Umwandlungssteuerrecht zu schließen, auf Grund derer Anteilstausch und Um-

wandlungen mit finanziellen Gegenleistungen steuerfrei gestaltet werden können. Zukünftig soll auch bei Einbringun-
gen sichergestellt werden, dass die Zahlung von Gegenleistungen neben der Gewährung von Gesellschaftsrechten zur 
Realisierung stiller Reserven führt.

Zukünftig können die Buchwerte bei Erbringung sonstiger Gegenleistungen nur noch fortgeführt werden, soweit der ge-
meine Wert der sonstigen Gegenleistungen 25 % des Buchwerts des eingebrachten Betriebsvermögens oder 500.000 € 
(maximal den Buchwert des eingebrachten Betriebsvermögens) nicht übersteigt.

Werden diese Werte überschritten, sind die stillen Reserven insoweit anteilig aufzudecken.
Dieselben Wertgrenzen gelten auch für den qualifizierten Anteilstausch, für die Einbringung von im Privatvermögen 

gehaltenen Anteilen und für die Einbringung von Wirtschaftsgütern in eine Personengesellschaft.
Außerdem kommt es zur rückwirkenden Einbringungsgewinnbesteuerung, wenn im Rahmen einer Weitereinbringung 

oder Ketteneinbringung sperrfristbehafteter Anteile Gegenleistungen erbracht werden, die die o. g. Grenzen über-
schreiten.

Um im Einzelfall denkbare Besserstellungen gegenüber der bisherigen Rechtslage durch den sog. Freibetragseffekt zu 
vermeiden, wird geregelt, dass das eingebrachte Betriebsvermögen mindestens mit dem gemeinen Wert der sonstigen 
Gegenleistungen anzusetzen ist, wenn der Einbringende neben den neuen Gesellschaftsanteilen auch sonstige Gegen-
leistungen erhält.

Alle vorgenannten Änderungen gelten rückwirkend. Sie sind erstmals anzuwenden auf Einbringungen mit einem erfolg-
ten Umwandlungsbeschluss oder einem abgeschlossenen Einbringungsvertrag nach dem 31.12.2014. Da die Protokoll-
erklärung der Bundesregierung vom 19.12.2014 bekannt war, bestehe kein schutzwürdiges Vertrauen auf den Fortbe-
stand der bisherigen Rechtslage.
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[Thema: Personalwirtschaft]

Freie Unterkunft oder freie Wohnung als Sachbezug ab 1.1.2016
Die Gewährung freier Unterkunft oder freier Wohnung ist bei der Berechnung der Lohnsteuer und der Sozialversicherungsbeiträ-

ge zu berücksichtigen.

Dabei ist zu unterscheiden zwischen
•	 freier Wohnung:
		  •	 Stellt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine Wohnung unentgeltlich zur Verfügung, ist der ortsübliche Mietpreis 
			   zu  berücksichtigen. Für Nebenkosten ist der Endpreis am Abgabeort anzusetzen.
		  •	 Unter einer Wohnung ist eine geschlossene Einheit von Räumen zu verstehen, in denen ein selbstständiger 
			   Haushalt geführt werden kann.
•	 freier Unterkunft:
		  •	 Werden Räume überlassen, die keine Wohnung sind, handelt es sich um eine Unterkunft.
		  •	 Ab dem 1.1.2016 gelten unverändert folgende Sachbezugswerte:

	 •	 Heizung und Beleuchtung sind in diesen Werten enthalten. Der Wert der Unterkunft kann mit dem ortsüblichen 
		  Mietpreis bewertet werden, wenn der Tabellenwert nach Lage des Einzelfalls unbillig wäre.
	 •	 Ist der Arbeitnehmer in den Haushalt des Arbeitgebers aufgenommen oder ist die Unterkunft mit mehreren 
		  Beschäftigten belegt, vermindert sich der Wert von 223,00 € um 15 % auf 189,55 €.
	 •	 Für Jugendliche bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres und für Auszubildende beträgt der Sachbezugswert 
		  189,55 € im Monat (6,32 € kalendertäglich).

Bei der Gewährung von unentgeltlichen oder verbilligten Mahlzeiten im Betrieb sind für sämtliche Arbeitnehmer einheitlich 
anzusetzen:

	 •	 1,67 € für das Frühstück
	 •	 3,10 € für Mittag-/Abendessen.

Sachbezugswert	 Monat	 Kalendertag	 Für den m2	 m2 bei einfacher
freie Unterkunft				    Ausstattung

Alte und Neue	 223,00 €	 7,43 €	 3,92 €	 3,20 €
Bundesländer

[Thema: Personalwirtschaft]

Freie Verpflegung als Sachbezug ab 1.1.2016
Erhalten Arbeitnehmer als Arbeitsentgelt Sachbezüge in Form von Verpflegung, richtet sich der Wert nach der Sachbezugsver-

ordnung.
Die sich aus der Sachbezugsverordnung ergebenden Werte werden in die Berechnung der Lohnsteuer und der Sozialversiche-

rungsbeiträge einbezogen.
Die freie Verpflegung umfasst die Mahlzeiten Frühstück, Mittagessen und Abendessen. Stellt der Arbeitgeber nicht alle Mahlzei-

ten zur Verfügung, ist der anteilige Sachbezugswert nur für die gewährte Mahlzeit anzusetzen. Für Jugendliche und Auszu-
bildende gibt es keinen Abschlag mehr. Für Familienangehörige sind geringere Werte anzusetzen.

Ab dem 1.1.2016 gelten folgende Werte:

		  Monat	 Kalendertag

Werte für freie Verpflegung

alle Mahlzeiten	 236,00 €	 7,87 €

Werte für teilweise Gewährung freier Verpflegung

Frühstück	 50,00 €	 1,67 €
Mittag- u. Abendessen je	 93,00 €	 3,10 €

Steuerberatungsgesellschaft mbH u. Co. KG
MandantenBrief_01

Januar_2016

S
e

ite
_1

2

zu
rü

c
k_

IN
H

A
LT



[Thema: Personalwirtschaft]

Beitragszuschuss für nicht krankenversicherungspflichtige und für 
	 in der privaten Krankenversicherung versicherte Beschäftigte im Jahr 2016
Beschäftigte, die freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung oder in einer privaten Krankenversicherung (PKV) versichert 

sind, haben Anspruch auf einen Zuschuss des Arbeitgebers. Der Arbeitgeber hat dem freiwillig in der gesetzlichen Kranken-
versicherung versicherten Arbeitnehmer einen Zuschuss in Höhe der Hälfte des Gesamtbeitrags zu zahlen.

Der Zuschuss für einen in einer privaten Krankenversicherung versicherten Arbeitnehmer ist abhängig vom durchschnittlichen 
allgemeinen Beitragssatz der Krankenkassen, der weiterhin 14,6 % beträgt. Daraus errechnet sich für 2016 ein monatli-
cher Zuschuss von maximal 309,34 € (14,6 % von 4.237,50 € Beitragsbemessungsgrenze = 618,68 €; davon die Hälfte = 
309,34 €).

Sind die Bezüge niedriger, ist der Zuschuss entsprechend der obigen Berechnung zu ermitteln. Grundsätzlich darf aber nur die 
Hälfte des tatsächlich vom Arbeitnehmer gezahlten Beitrags als Zuschuss gewährt werden.

HINWEIS: Der maximale Zuschuss des Arbeitgebers zur Pflegeversicherung in der PKV beträgt monatlich 49,79 €, in Sachsen 
28,60 €.
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HINWEIS ZUM BUNDESDATENSCHUTZGESETZ

Wir weisen Sie darauf hin, dass Ihre personenbezogenen Daten gemäß den
Vorschriften des BDSG von uns erhoben, genutzt und gespeichert werden.

HINWEIS ZU *

Lichtspiele und Sonnenuntergang auf Amrum – gerade an Silvester etwas ganz 
besonderes. Probieren Sie es aus.
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